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Beschluss 

 

 

 

TOP I.17 Beteiligung des Bundes an den Personal- und 

Sachkosten in Staatsschutzsachen  

 

Berichterstattung: Niedersachsen, Baden-Württemberg, Bay-

ern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben die Belas-

tung der Justizhaushalte der Länder durch die steigende An-

zahl von Staatsschutzsachen erörtert. 

 

2. Vor dem Hintergrund der originären Zuständigkeit des Bundes 

für die Verfahren, die durch den Generalbundesanwalt ange-

klagt werden, halten die Justizministerinnen und Justizminister 

eine Beteiligung des Bundes an den den Ländern entstehen-

den Personal- und Sachkosten einschließlich Baukosten für 

geboten. 

 

3. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten das Bundes-

ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, bis zur 

Herbstkonferenz 2018 einen Gesetzentwurf auszuarbeiten, 
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der eine Grundlage für eine entsprechende Kostenbeteiligung 

bildet. 

 


